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zur Zusammenarbeit von Jugendamt und Kindertageseinrichtung

Informationsaustausch zum Zweck der Risikoein-
schätzung

Info aktuell 
Ausgabe 72 • Juli 2017

Situation:

Das Jugendamt erhält eine 
Meldung im Sinne des § 8a Abs. 
1 SGB VIII. Im Rahmen einer 
ersten Risikoeinschätzung ent-
steht auf Grund der dürftigen 
Datenlage oder entsprechend 
des Wunsches, eine möglichst 
umfassendes Bild über die Fami-
lien bzw. die potentiell betroffen 
Kinder zu erhalten, die Notwen-
digkeit, mehr Informationen ein-
holen zu müssen.
Dieser Notwendigkeit unver-
züglich Rechnung zu tragen wird 
Kontakt zu einer Kindertagesein-
richtung aufgenommen, um eine 
Einschätzung der Einrichtung 
mit Blick auf das dort betreute 
Kind zu erhalten und damit die 
eigene Einschätzung valider zu 
machen.

Die Kindertageseinrichtung ver-
weigert mit Verweis auf den 
Daten- und Vertrauensschutz die 
gewünschte Auskunft, was im 
Jugendamt zu einem gewissen 
Unverständnis führt, weil des-
sen Risikoeinschätzung dadurch 
behindert würde.

Fragestellung:

Ist die Kindertageseinrichtung 
berechtigt bzw. sogar verp-
flichtet, dem Auskunftsbegehren 
des Jugendamtes zu entsprech-
en?

Antwort:

Im Sinne des Schutzauftrag-
es bei Kindeswohlgefährdung 
gemäß § 8a Abs. 1 SGB VIII ist 
das Jugendamt verpflichtet, bei 
Bekanntwerden eines gewichti-
gen Anhaltspunktes für eine Ge-
fährdung des Wohls eines Kindes 
oder Jugendlichen  das Gefähr-
dungsrisiko im Zusammenwirken 
mehrerer Fachkräfte einzuschät-
zen.

Träger und Einrichtungen, die 
Leistungen nach dem SGB VIII 
erbringen, sind mit Blick auf die 
Schnittstelle zum Jugendamt im 
Sinne einer Meldepflicht ange-
halten, dieses zu informieren, 
falls eine Gefährdung nicht im 
eigenen Hilfekontext abgewen-
det werden kann. Insbesondere 
dann, wenn die Eltern im Sinne 
des § 1666 Abs. 1 BGB nicht be-
reit oder in der Lage sind, die 
Gefahr für ihr Kind abzuwenden 
oder die aktuell gewährte Hilfe 
im Sinne des § 8a Abs. 4 letzter 
Satz SGB VIII dazu nicht ausre-
icht.

Grundsätzlich sollte ein mögli-
cher oder notwendiger Infor-
mationsaustausch den Eltern 
gegenüber immer transparent 
gemacht werden gemäß § 65 
Abs. 1 Nr. SGB VIII (Besonderer 
Vertrauensschutz in der persön-
lichen und erzieherischen Hil-
fe). Im Vorfeld des Informa-
tionsaustausches sollte eine 

gegenseitige Schweigepflichtent-
bindung eingeholt werden oder, 
wenn möglich, ein gemeinsames 
Gespräch mit den Eltern angebo-
ten werden.
Sollte es gute Gründe dafür geb-
en, die Eltern in dieser Phase des 
Prozesses nicht zu beteiligen, ist 
ein Informationsaustausch gr-
undsätzlich nicht zulässig.

Wenn das Jugendamt dennoch in 
der Kindertageseinrichtung na-
chfragt und mit Verweis auf den 
Daten- bzw. Vertrauensschutz 
keine Auskunft erhält, dann kann 
es davon ausgehen, dass die 
Voraussetzungen gemäß § 8a 
Abs. 4 SGB VIII  nicht vorliegen, 
also aus der Sicht der Einrichtun-
gen bzw. Träger keine gewichti-
gen Anhaltspunkte im Sinne der 
bestehenden Meldepflicht ge-
geben sind. Diesbezüglich wäre 
eine „Nichtinformation“ der Ein-
richtung bzw. des Trägers auch 
eine Information, die im Rahmen 
der Risikoeinschätzung im Jugen-
damt Berücksichtigung finden 
kann.

Sollte es sich bei der Meldung 
an das Jugendamt von der 
Grundtendenz um eine akute 
Kindeswohlgefährdung han-
deln, wäre die Einschätzung der 
Kindertageseinrichtung zwar hil-
freich aber für das weitere han-
deln des Jugendamtes nicht er-
forderlich.

Sollte es in der Kindertagesein-
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richtung Unsicherheit darüber 
geben, ob es nicht doch sinnvoll 
wäre, Informationen weiterzuge-
ben, dann wäre darauf zu ver-
weisen, dass die Eltern über die 
Anfrage mit dem Ziel informiert 
würden, eine Schweigepflicht-
entbindung zu erhalten.

Sollte die Anfrage des Jugen-
damtes zu einem Zeitpunkt auf 
die Kindertageseinrichtung tr-
effen, in der diese bereits auf 
der Grundlage des § 8a Abs. 4 
SGB VIII mit der Familie befasst 
ist, könnte diese nach einer 
entsprechenden, ggf. erneuten 
Risikoeinschätzung auch ohne 
Zustimmung der Eltern von 
ihrer Meldepflicht Gebrauch 
machen, wenn eine der drei o. g. 
Meldevoraussetzungen gegeben 
ist.

Auch wenn in begründeten Fäl-
len zunächst ein Informationsau-
stausch ohne Zustimmung der 
Eltern erfolgt ist, wird grundsät-
zlich empfohlen im Nachgang 
die Eltern über diese Tatsache an 
sich und über die ausgetauschten 
Informationen in Kenntnis zu set-
zen, soweit im Sinne des SGB VIII 
§ 8a Abs. 1 (für das Jugendamt) 
bzw. Abs. 4 SGB (für Einrichtun-
gen bzw. Träger) hierdurch der 
wirksame Schutz des Kindes 
nicht in Frage gestellt wird.
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